
3Mittwoch, 8. November 2023

Region

Bernhard Ott

HerrMüller,wie haben Sie
die propalästinensische
Kundgebung auf demBundes-
platz erlebt?
Ich war vor Ort und hatte sehr
gemischte Gefühle. Es gab radi-
kale Elemente und Einpeitscher.
Für weitere Demonstrationen
muss man negative Prognosen
stellen. Es könnte zu Gewalt und
strafbaren Handlungen kom-
men. Zu diesem Schluss komme
ich im Rahmen einer Lage-
beurteilung in Zusammenarbeit
mit der Polizei und dem polizei-
lichenNachrichtendienst.Wenn
Manifestierende sich gegen die
Schweiz wenden, Polizisten an-
spucken und auf Kommando den
Stinkefinger gegen das Bundes-
haus erheben,wird das Gastrecht
definitivmissbraucht.Daher rufe
ich dazu auf, von weiteren sol-
chen Kundgebungen abzusehen.

Alleinwegen einesmöglichen
Gefahrenpotenzials?
Es geht nicht um ein Potenzial,
sondern um eine hohe Wahr-
scheinlichkeit von Gewalt bei
einer nächsten solchen Kundge-
bung. Zudem ist die Innenstadt
mit dem Besuch des französi-
schen Staatspräsidenten Emma-
nuel Macron, dem Zibelemärit
und demMatch YB - Roter Stern
Belgrad sowie den Weihnachts-
märkten mehr als ausgelastet.
Auch haben die Leute genug von
Demonstrationen.

Was befürchten Sie
konkret?
Bei einemnächstenAnlass könn-
te es zu mehr Gewalttätigkeiten
und mehr Fahnen mit verbote-
nen Inhalten kommen.Wenn es
deutlichmehrTransparente und
Fahnen geben sollte, dieman aus

der Kundgebung herausholen
muss,wird es kritisch. Das Gan-
ze würde kontraproduktiv. Wer
für den Frieden ist, kann kein In-
teresse daran haben.

Gibt es konkrete Hinweise
auf noch radikalere Kreise,
die kommen könnten?
In der deutschen Stadt Essen gab
es eine Kundgebung, bei derman
die Einführung des Kalifats in
Deutschland gefordert hat. Nie-
mand kann garantieren, dass
solche Leute nicht auch in die
Schweiz kommen und die Stim-
mung anheizen. Da muss man
sich schon fragen, ob das noch
durch dieMeinungsäusserungs-
freiheit gedeckt werden soll.

Von deutschen Zuständen sind
wir nochweit entfernt.
Ja, noch. Aber man muss bei der
Integration auch nicht träumen.
«Wir schaffen das» hat nicht
funktioniert. Die Deutschen ha-
ben es nicht geschafft. Und jetzt
gibt es extremistische Elemente
in Deutschland. Dieser Realität
muss man ins Auge schauen.

DieVerbote für Kundgebungen
amWahlwochenendewurden
von Staatsrechtlern kritisiert.
Es brauchemehr als Hinweise
auf die gespannte Lage für
einVerbot. Kommt IhrAppell,
weil einVerbot rechtlich nicht
haltbarwäre?
Nein. Wir haben nicht geprüft,

ob ein Verbot legitim wäre. Zu-
dem ist die Bewilligungsbehör-
de die Stadt Bern und nicht der
Kanton.

Haben Sie sichmit demBerner
Gemeinderat abgesprochen?
Ich habe im Regierungsrat und
später auch mit Gemeinderat
Reto Nause darüber diskutiert.
Es ist aber die Kantonspolizei,
die die Einsätze ausführenmuss.
Der Aufruf kommt von mir als
kantonalem Sicherheitsdirektor.

Was soll tun,wer seinerMei-
nungAusdruck gebenmöchte?
Es gab ja nun schon mehrere
Demos. Man könnte auch eine
Mahnwache organisieren, zum

Beispiel auf dem Rosalia-Wen-
ger-Platz in derWankdorf-City.

Sie sehen keinen Konflikt
zwischen IhremAppell und der
Meinungsäusserungsfreiheit?
Nein. DieMeinungsäusserungs-
freiheit kann auch missbraucht
werden, indem Leute an einer
Demonstration für Frieden ext-
reme Parolen skandieren. Der
Missbrauch derMeinungsfreiheit
ist nicht geschützt.

Wie erleben Sie die Stimmung
im Land seit dem 7. Oktober?
Es gibt eine antisemitische Stim-
mung,wie ich sie noch nie erleb-
te und auch nicht für möglich
hielt.Als imGeschichtsunterricht

in der Schule von Antisemitis-
mus die Rede war, hielt ich das
für eine Sache von rechtsextre-
men «Spinnern».Aber die Paro-
len, die heute gesprayt und skan-
diertwerden, sind schockierend.

Und das kommt nicht nur
von «Spinnern»?
Früher kamen solche Sprüche
fast nur von rechts. Heute ist es
leider so, dass der Antisemitis-
mus auch links verankert ist.
Darum ist die Situation auch
wesentlich bedrohlicher.Antise-
mitismus ist einfach nicht akzep-
tabel in der Schweiz. Es ist eine
besondere Tragik, dass sich just
in diesen Tagen die Reichs-
kristallnacht zum 85. Mal jährt.
Und ich habe den Eindruck, dass
man in Nachkriegseuropa noch
nie so nahe bei den damaligen
Zuständenwarwie heute. In der
Schweiz scheinen noch nicht alle
gemerkt zu haben, welche Aus-
wirkungen die internationale
Lage auf unser Land hat. In die-
ser Situation braucht es keine
Demonstrationen, von denen
manweiss, dass sie durch Extre-
misten missbraucht werden
könnten.

In Steffisburgwurde eine
Lesung aufgrund einer Polizei-
Beurteilung abgesagt.
DerEntscheid derOrganisatoren
war richtig.Aber dasswirwieder
soweit sind, dassAnlässewegen
möglicher Gewalt abgesagtwer-
denmüssen odernicht angekün-
digtwerden dürfen, ist inakzep-
tabel. Die einen kündigen ihre
Kundgebungen an und machen
Lärm,und die anderen kündigen
ihre Anlässe aus Angst vor An-
schlägen gar nicht erst an – wie
die Gedenkanlässe für die Opfer
der Hamas-Massaker auf dem
Bundesplatz.

«Es gibt eine antisemitische Stimmung,
wie ich sie noch nie erlebt habe»
Pro-Palästina-Demos Der bernische Sicherheitsdirektor Philippe Müller (FDP) ruft dazu auf,
von weiteren Palästina-Kundgebungen abzusehen. Die Gefahr von Gewaltakten sei zu gross.

Niemand könne garantieren, dass nicht Extremisten aus Deutschland in die Schweiz kämen und hier
die Stimmung anheizten, sagt Regierungsrat Philippe Müller. Foto: Raphael Moser

Letzten Donnerstag hätte die
Künstlerin und Autorin Eve
Stockhammer in Steffisburg aus
ihrem Buch «Kaddisch zum Ge-
denken» über die Schoah vorge-
lesen. Schoah bezeichnet denGe-
nozid an Jüdinnen und Juden im
ZweitenWeltkrieg.Wie diese Zei-
tung berichtete, wurde der An-
lasswegen Sicherheitsbedenken
abgesagt. Leserinnen und Leser
reagierten daraufhin schockiert.
Gab es eine akute Bedrohungs-
lage? Und müssen weitere jüdi-
sche Veranstaltungen abgesagt
werden?Wir ordnen ein.

Kein Verbot, sondern
eine Empfehlung
Die Schoah-Gedenkveranstal-
tung in Steffisburg wurde vom
konfessionell und politisch un-
abhängigen Verein «UND – das
Generationentandem» organi-
siert. Rebekka Flotron, stellver-
tretende Geschäftsleiterin von
UND, betont auf Anfrage, dass
die Polizei kein Verbot ausge-
sprochen, sondern eine Empfeh-
lung abgegeben habe. «Wir hät-
ten denAnlass durchführen dür-

fen», so Flotron.Weil die Polizei
kein Sicherheitsdispositiv habe
zur Verfügung stellen können
und sich derVerein das Engage-
ment eines privaten Sicherheits-
dienstes nicht leisten könne,
habe man letztlich von der Ver-
anstaltung abgesehen.

Die jüdische Autorin Eve
Stockhammerhegt keinerlei Groll
gegen die Organisatoren in Stef-
fisburg, kann deren Entscheid
nachvollziehen: «Nach einer ex-
pliziten polizeilichen Warnung
ist es verständlich, dass die Le-
sung abgesagt wurde», sagt die
60-Jährige. Sie fände es indes
«wichtig, dass die Polizei nicht
nur warnt, sondern mit Polizei-
schutz und Security dafür sorgt,
dass entsprechende Anlässe
ohneAngst stattfinden können».

DieMutter von Stockhammer
war eine Schoah-Überlebende,
konnte gerade noch rechtzeitig
aus Deutschland in das heutige
Israel flüchten. Eve Stockham-
mer selbst musste jüngst zwar
keineAnfeindungen erleben, er-
zählt aber: «Ich schlafe abends
schlechter ein, wache morgens

früher auf. Meine Seele ist per-
manent ein bisschen alarmiert,
während mein Kopf zu beruhi-
gen versucht.» Sie erlebe in der
Bevölkerung zwar durchaus So-
lidarität, kenne aber auch Perso-
nen, die sich nicht mehr getrau-
ten, sich als jüdisch zu outen.

Die Polizei wird früher
beigezogen
Die Kantonspolizei Bern führt
keine Statistik dazu, wie viele
Veranstalter um eine Einschät-

zung der Sicherheitslage bitten.
Kapo-Mediensprecherin Lena
Zurbuchen hält jedoch fest: «Es
hat zuletzt eine Sensibilisierung
in der Bevölkerung stattgefun-
den.Wirwerden tendenziell frü-
her für Lagebeurteilungen bei-
gezogen.»

Zurbuchen erklärt, dass die
Polizei stets den Einzelfall prüfe
und «keine generellen Empfeh-
lungen» an Organisatoren und
Organisatorinnen von Anlässen
abgebe. «Der definitive Ent-
scheid über eine Durchführung
liegt bei den Veranstaltern.» Mit
Blick auf die Ereignisse imNahen
Osten werde die Lage, gemein-
sammit anderen Behörden, lau-
fend neu beurteilt. «Die aktuelle
Situation hat allgemein Auswir-
kungen auf unser Sicherheitsdis-
positiv. Aus taktischen Gründen
geben wir dazu aber keine De-
tails bekannt», sagt Kapo-Spre-
cherin Zurbuchen.

«Bedrohung durch
jihadistische Einzeltäter»
Gemäss Beurteilung des Nach-
richtendiensts des Bundes (NDB)

ist die Bedrohung durch Terro-
rismus für jüdische und mus-
limische Einrichtungen in der
Schweiz seit Jahren erhöht. Die
aktuelle Situation trägt zur er-
höhten Bedrohung bei: «Der of-
fene und massive Gewaltaus-
bruch durch denAnschlag auf Is-
rael kann die Sicherheit jüdischer
beziehungsweise israelischer In-
teressen in der Schweiz tangie-
ren», sagt derNDB.Dieser beob-
achtet die Terrorgefahr in der
Schweiz.

Die grösste Gefahr stelle zur-
zeit die jihadistische Bewegung
dar, schreibt derNDB: «Das plau-
sibelste Terrorszenario für die
Schweiz ist derzeit ein Gewalt-
akt, dervon einer jihadistisch in-
spirierten einzelnen Person
mit einfachem Modus Operandi
verübt wird.» Dem NDB liegen
keine Hinweise auf konkreteAn-
schlagsplanungen in der Schweiz
vor.

Trotz der erhöhten Bedro-
hung wurden, ausser in Steffis-
burg, keine weiteren Veranstal-
tungen abgesagt. Am kommen-
den Samstag, 11. November,

findet die Nacht der Religionen
statt. Teil davon ist das Podium
«Glücklich werden, glücklich
sein in Judentumund Islam– (k)
eineAnleitung». Eswird imHaus
der Religionen in Bern durchge-
führt.

«Die Angebote laufen
wie geplant»
Das ist neu, ein Teil wäre
eigentlich in der Synagoge ge-
plant gewesen. Ob diese Ände-
rung auf Sicherheitsbedenken
zurückzuführen ist, beantwortet
dieVeranstalterinAngela Büchel
Sladkovic mit Verweis auf inter-
ne Prozesse nicht. «Aberwir sind
in Kontakt mit der Kantons-
polizei.»

Auch die Jüdische Gemeinde
Bern will keine Details preis-
geben. Sie sei ebenfalls mit der
Kantonspolizei in Kontakt. «Die
Angebote laufen wie geplant»,
schreibt Co-Präsidentin Dalia
Schipper auf Anfrage dieser Re-
daktion.

Lisa Kwasny und
Gabriel Berger

Berner Jüdinnen und Juden sorgen sich um die Sicherheit bei Veranstaltungen
Nach Absage von Holocaust-Lesung In Steffisburg wurde ein Anlass mit Autorin Eve Stockhammer abgesagt. Folgen nun weitere Absagen?

«Der definitive
Entscheid über
eine Durchführung
liegt bei den
Veranstaltern.»
Lena Zurbuchen
Mediensprecherin
Kantonspolizei Bern


